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3 t ens und die Erhaltung der Gemeindeſtraßen und Wege, wogegen 
nhalt. ſie allen anderen Verpflichtungen nicht nachkommt, weil ſie einerſeits 
Ideen zur Organiſation der Verwaltung. Von Karl von Ratzes⸗ dies nicht im Stande iſt, andererſeits, die Nothwendigkeit ihrer Erfüllung 


berg. nicht einſehend, auch kein Wollen entgegenbringt. 
Mittheilungen aus der Pra xis: | Die große Gemeinde wieder wird ſich mehr den allgemeineren 
Beſchränkung des freien Ermeſſens der politiſchen Behörden in Augelegenheit Jutereſſen zuwenden und die localen der in der Gemeinde liegenden 
der Aufſtellung eines Mauthſchranlens. Ortſchaften unberückſichtigt laſſen. 
Frage der Beſtreitung der aus Anlaß der Angelobung des Gemeindevorſtar⸗ Je kleiner die Gemeinde, deſto beſſer und genauer wird der 


Sal burn Lommiſſionskoſten. Zu 8 24 der Gemeindeordnung für | ökonomiſche, je größer die Gemeinde, deſto exacter wird der polizeiliche 
Pe 15 “ 111 . Wirkungskreis der Gemeinde gehaudhabt. 
Ae | Nach dieſen beiden Richtungen ift die Controle von Seite der 


E i 0 . * . — 
Erledigungen. Geſellſchaft der Natur der Sache nach eine ſtreugere und wirkſamere. 


en — — Daraus erklärt ſich auch, daß dort, wo vou oben auf die Hand⸗ 
babung der polizeilichen Verpflichtungen gedrungen wird, die Gemeinden 
„ g 117 8 N 1 | fi) vereinigen, wa aber dieſer Druck fehlt, und die Preſſion der 
Zdeen zur 2 rganiſation der Bern altung bäuerlichen Bevölkerung auf Handhabung der ökonomiſchen Pflichten 
Von Karl von Natzesberg. prävalirt, die Gemeinden ſich in möglichſt kleine Theile zu trennen 
ſuchen. 


Endlos find die Klagen über die Mängel der heutigen Verwal⸗ Die große Gemeinde iſt einerſeits der vielen Arbeit wegen 

tungsorganiſation. Verſuche mit Stückarbeiten, theilweiſe legislative Aende⸗ gezwungen, andererſeits aber auch pekuniär in der Lage, einen Ge⸗ 
rungen brachten nicht die gehofften Reſultate und es mag wohl die Ueber⸗ meindebeamten anzuſtellen, welcher wenigſtens die hauptſächlichſten Geſetze 
zeugung -der großen Mehrheit fein, daß ein organiſches Ganzes geſchaffen kennt, dieſelben ſowohl ſelbſt handhabt, als auch den Gemeindevorſteher 
werden müſſe. Wie dringend dies Bedürfniß iſt, haben die Verhandlungen in deren Handhabung unterweiſen oder, wo dieſes nicht mehr nöthig 
im Reichsrathe gezeigt. Es wird ſich darum handeln, auf Grundlage des wäre, demſelben hilfreich zur Seite ſtehen kaun. 
Beſtehenden, ſowie mit Rückſicht auf die fortſchreitende Bildung der Da ein geſetzeskundiger Bürgermeiſter ſelten ift, tritt der Gemeinde: 
Bevölkerung und die Durchführbarkeit überhaupt eine Form zu finden, ſecretär nur zu leicht an deſſen Stelle, was jedenfalls mehr von Uebel 
wie etwa das vorhandene Materiale, die gewährleiſteten Freiheiten und als von Nutzen iſt. Nur daun kann ſolch' ein Beamter helfen, wenn 
die Nothwendigkeit der Ordnung ſich vereinen ließen. der Bürgermeiſter leitungsfähig iſt und ſeine Stelle auch ausfüllt. 

Bei der Betrachtung des unterſten Gliedes im Verwaltungsorganis⸗ Für jede der gegenwärtigen Gemeinden einen Bürgermeiſter zu 
mus, der Gemeinde, drängt ſich zuerſt die Frage auf, welche Art der finden, welcher allen an ihn geſtellten Anforderungen gerecht werden 
beſtehenden Gemeinden man als Grundlage nehmen ſolle. Die alther⸗ | könnte, iſt der Erfahrung des Verfaſſers nach geradezu unmöglich. 
kömmliche in ihrer Größe unwandelbare und im Volke eingewurzelte Der Bürgermeiſter ſoll die Geſetze leſen und verſtehen können, 
ſogenannte Kataſtralgemeinde oder die in Folge des proviſoriſchen Ge⸗ Geſetze, über welche ſich gewiegte Juriſten ſtreiten, er ſoll aber auch 
meindegeſetzes vom 17. März 1849 gebildete Gemeinde, welche je nach alle Geſetze, zu deren Handhabung er verpflichtet iſt, kennen oder wenig⸗ 
dem Vorſchlage eines entweder dem Principe der kleinen oder der | ſtens willen, daß fie exiſtiren und wo fie zu finden find; er ſoll eine 
großen Gemeinden huldigenden Beamten nach Belieben aus einer oder Menge von Geſetzen und Verordnungen wiſſen, welche bis heute noch 
mehreren, oft ſehr vielen ſolchen Kataſtralgemeinden zuſammengeſetzt Niemand erſchöpfend aufzählen konnte. Alles das ſoll er wiſſen und 
iſt, deren Dimenſionen einem ſteten Wechſel unterliegen, die ſich unter verſtehen, wenn er nach der auf ihn gefallenen Wahl fein Amt antritt. 
Bedingungen theilen oder vereinen kann. In manchem Bezirke übertrifft Daß dies nun keinem Menſchen, und wäre er das größte Genie, wenn 
in Folge deſſen eine Gemeinde die andere um das Zehn- auch Zwanzig⸗ er ſich nicht ſchon früher mit dieſen Dingen befaßt hat, möglich iſt, 
fache an Einwohnerzahl oder Umfang. noch viel weniger einem vom Pfluge geholten Landmanne, oder einem 

So verſchiedene und wechſelnde Größen als die Grundpfeiler der aus dem Laden kommenden Geſchäftsmanne, ſei er noch ſo ehrenhaft 
Verwaltung aufzuſtellen, an die eine dieſer Gemeinden dieſelben Anfor⸗ und würdig, wird wohl Jedermann begreifen. Und hat ſolch' ein 
derungen zu ſtellen, wie an die andere, ſcheint zum Mindeſten unzweck⸗ | Bürgermeiſter Niemanden an feiner Seite, der ihn unterweiſen kann, 
mäßig. was faſt immer der Fall iſt, jo tappt er die ganze Zeit feiner Amts⸗ 

Die kleine nur aus einer Kataſtralgemeinde beſtehende Ortsgemeinde thätigkeit im Finſtern umher und kann nichts thun, wenn er auch etwas 
wird immer nur diejenigen Gemeindepflichten erfüllen, welche die thun wollte, oder er trifft im Bewußtſein feiner Wurde eine Verfügung 
Intereſſen derſelben zunächſt berühren, das iſt die Verwaltung des Ver⸗ nach der andern, von welchen eine geſetzwidriger iſt als die andere. 


Solchen Bürgermeiſtern nun. von welchen man vorausſieht, daß 
ſie nicht wiſſen können, was ihre Pflicht iſt, wird dem Geſetze gemäß 
beim Antritte ihres Amtes an Eidesſtatt das Gelöbniß abgenommen, 
ihre Pflichten gewiſſenhaft zu erfüllen. 

Will der gewählte Bürgermeiſter nicht mehr gewählt werden, 
dann thut er gar nichts, als dasjenige, woraus ihm ein perſönlicher 
Vortheil erwächſt, will er wieder gewählt werden, dann darf er, um 
beliebt zu bleiben, gegen keinen ſeiner Wähler irgendwie auftreten, denn 
wenn er Geſetze handhabt, dann muß er diejenigen, welche dieſelben 
übertreten, ſtrafen oder mindeſtens doch verweiſen, wodurch er ſich 
unbeliebt machen würde. Dies zu vermeiden, iſt er oft gezwungen, 
geſetzwidrige Handlungen nicht nur bei andern gutzuheißen, ſondern die⸗ 
ſelben auch mitzubegehen, was bei ſehr vielen Gemeinden faſt täglich 
geſchieht. 

Nur in den ſeltenſten Fällen iſt der Gemeindevorſteher ohne jede 
weitere Beſchäftigung. Es iſt nun begreiflich, daß dem Bürgermeiſter, 
der ſein eigenes Geſchäft hat, dieſes dem Wohle der Gemeinde vorgeht, 
weßhalb er ſich auch hauptſächlich mit der Gemeinde nicht verfein⸗ 
den will. 

Eine Grundbedingung des öffentlichen Wohles iſt die Ordnung. 
Der Einzelne muß wiſſen, was er zu thun habe, was ſeine Pflicht iſt 
und wohin er ſich zu wenden habe, wenn er in ſeinem Rechte ge⸗ 
ſtört wird. 

Dadurch, daß jeder Gemeindevorſteher in ſeiner Gemeinde thut, 
was er will oder was einige gute Freunde wollen, wird dem Einzelnen 
in der einen Gemeinde das zu thun verboten, was ihm in der Nach⸗ 
bargemeinde befohlen wird. 

Beim Fällen von Erkenntniſſen in Streitſachen wird, wenn über⸗ 
haupt etwas geſchieht. der Gemeindevorſteher meiſtens parteiiſch ſein. 
So fallen z. B. bei Dienſtbotenſtreitigkeiten, wenn der Dienſtgeber ein 
Einheimiſcher und der Dienſtnehmer ein Fremder iſt, die Entſcheidungen 
faſt immer genau nach dem Wunſche des einheimiſchen Dienſtgebers aus 
und man kann in ſolchen Fällen die ſchreiendſten Beiſpiele von Unge⸗ 
rechtigkeit ſehen. Wenn beide ſtreitenden Parteien einheimiſch ſind, lehnt 
es der Bürgermeiſter, da er es doch einem nicht ganz nach Wunſch 
machen müßte, nach vergeblichen Vergleichsverſuchen gewöhnlich ab, in 
der Sache zu entſcheiden, indem er behauptet, nur zu Vergleichsverſuchen 
competent zu ſein, was übrigens ſehr häufig die Ueberzeugung der 
Bürgermeiſter iſt, und ſchickt die Parteien zur weiteren Austragung des 
Streites an die Bezirkshauptmannſchaft. 

Verlangt man vom Menſchen Unmögliches, ſo wird er nichts, 
auch nicht den möglichen Theil vollbringen, begehrt man von ihm 
weniger, als er kann, fo wird er des Wenigen Herr. 

Der Gemeindevorſteher, welcher jetzt nichts leiſtet, wird ſeine 
Stelle ſehr gut ausfüllen, wenn man ihn zu Wenigem verpflichtet, wenn 
man Handlungen verlangt, welche im Bereiche ſeines Verſtändniſſes 
liegen, das wäre den ökonomiſchen Wirkungskreis. 

Da die große, aus mehreren Kataſtralgemeinden beſtehende Ge⸗ 
meinde meiſtentheils nicht etwas Entſtandenes, ſondern etwas Künſtliches 
tft, wogegen der Kataſtral⸗ Gemeindeverband die Urſprünglichkeit für ſich 
hat, da die möglichſte Gleichheit und Stabiliiät der Gemeinden wün⸗ 
ſchenswerth erſcheint, da ferners bei großen Gemeinden die unmittel⸗ 
barſten Intereſſen der kleineren Ortſchaften vernachläſſigt werden, komme 
ich zu dem Schluſſe: „Kleine Gemeinden mit kleinem Wirkungskreiſe 
und große Gemeinden mit großem Wirkungskreiſe unter gleichzeitiger 
Zuſammenziehung der verſchiedenen Inſtanzenzüge.“ 

Bei der Verſaſſung der grundſätzlichen Beſtimmungen zur Rege⸗ 
lung des Gemeindeweſens ſcheint eine ideale Gemeinde, wie ſie wohl 
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3. die Sorge für die Erhaltung der Gemeindeſtraßen, Wege, 
Plätze, Brücken, ſowie für die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 
auſ Straßen und Gewäſſern und die Flurenpolizei; 

4. die Lebensmittelpolizei und die Ueberwachung des Markt⸗ 
verkehrs, insbeſondere die Aufſicht auf Maß und Gewicht; 

5. die Geſundheitspolizei; 

6. die Geſinde⸗ und Arbeiterpolizei und die Handhabung der 
Dienſtbotenordnung; 

7. die Sittlichkeitspolizei; 

8. das Armenweſen und die Sorge für die Gemeinde-Wohlthä⸗ 
tigkeitsanſtalten; 

9. die Bau⸗ und Feuerpolizei, die Handhabung der Bauordnung 
und Ertheilung der polizeilichen Baubewilligungen; 

10. die durch das Geſetz zu regelnde Einflußnahme auf die von 
der Gemeinde erhaltenen Mittelſchulen, dann auf die Volksſchulen, die 
Sorge für die Errichtung, Erhaltung und Dotirung der Letzteren mit 
Rückſicht auf die noch beſtehenden Schulpatronate; 

11. der Vergleichsverſuch zwiſchen ſtreitenden Parteien durch aus 
der Gemeinde gewählte Vertrauensmänner; 

12. die Vornahme freiwilliger Feilbietungen beweglicher Sachen.“ 

Das Geſetz nimmt alſo an, daß all' dies innerhalb der Gemeinde⸗ 
grenzen durch die eigenen Kräfte der Gemeinde beſorgt und durchgeführt 
werden kann. Die Zahl derjenigen Gemeinden, bei welchen dieſe Vor⸗ 
ausſetzung zutrifft, iſt im Verhältniſſe zur Zahl derer, welche dieſe 
Pflichten nicht erfüllen können, verſchwindend klein. 

Ich glaube nicht zu viel geſagt zu haben, wenn ich behaupte, 
daß unter tauſend Gemeinden kaum zwei zu finden ſein werden, welche 
Alles das, was der Artikel V von ihnen ausdrücklich verlangt, durch 
ihre eigenen Kräfte beſorgen und durchführen können. 

Ein Geſetz nun von ſo durchgreifender Bedeutung, wie das Ge⸗ 
meindegeſetz es iſt, darf nicht auf vollkommen falſchen Prämiſſen beruhen, 
ſonſt wird es undurchführbar und erreicht das Gegentheil von dem, 
was bezweckt war. Das Geſetz darf auch nicht Pflichten, deren Erfüllung 
und Nichterfüllung von ſo großer Tragweite für das tägliche Leben iſt, 
von welchen Ruhe, Ordnung und Sicherheit in erſter Linie abhängt, 
ſolchen Organen aufbürden, welche ihnen beim beſten Willen nicht nach⸗ 
zukommen im Stande ſind. A — — 

Nebſtdem obliegt der Gemeinde nach Artikel VI noch die durch 
die Geſetze beſtimmte Mitwirkung für die Zwecke der öffentlichen Ver⸗ 
waltung. 

Das Gemeindegeſetz unterſcheidet hier zwiſchen den Gemeinde⸗ 
Intereſſen und den öffentlichen Intereſſen und ſagt, das erſtere umfaſſe 
überhaupt alles, was das Interefſſe der Gemeinde zunächſt berührt, es 
ordnet ſomit das öffentliche dem Gemeinde⸗Intereſſe unter, indem es in 
den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis auch dasjenige aufnimmt, was ſowohl 
im öffentlichen als auch im Gemeinde⸗Intereſſe gelegen iſt, wie dies 
bei den ſämmtlichen polizeilichen Agenden der Fall iſt. 1 

Ich dächte, man ſolle das öffentliche Intereſſe dem der Gemeinde 
überordnen und nur das als zum eigenen ſelbſtſtändigen Wirkungskreis 
der Gemeinde gehörig aufführen, was nur im Intereſſe der Gemeinde 
gelegen iſt. Dies wäre: 

1. Die freie Verwaltung des Vermögens und ihrer auf den 
Gemeindeverband ſich beziehenden Angelegenheiten; 

2. die Sorge für die Gemeindeanſtalten; 

3. die Sorge für die Erhaltung der Gemeindeſtraßen, Wege, 
Plätze und Brücken, ſowie der zur Sicherheit des Verkehres auf den⸗ 
ſelben nöthigen Vorkehrungen. 

Wobei ich jedoch den übertragenen Wirkungskreis als die Ver⸗ 


zu wünſchen wäre, wie ſie aber faſt nicht exiſtirt, vorgeſchwebt zu haben. pflichtung, den von der unmittelbar vorgeſetzten Behörde innerhalb der 


Der Artikel \ des Geſetzes vom 5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18 
ſagt nämlich: 

„Der ſelbſtſtändige, das iſt derjenige Wirkungskreis, in welchem 
die Gemeinde mit Beobachtung der beſtehenden Reichs⸗ und Landes⸗ 
geſetze nach freier Selbſtbeſtimmung anordnen und verfügen kann, um⸗ 
faßt überhaupt alles, was das Intereſſe der Gemeinde zunächſt berührt 
und innerhalb ihrer Grenzen durch ihre eigenen Kräfte beſorgt und 
durchgeführt werden kann. 

In dieſem Sinne gehören hieher insbeſondere: 

1. Die freie Verwaltung ihres Vermögens und ihrer auf den 
Gemeindeverband ſich beziehenden Angelegenheiten; 


beſtehenden Geſetze erlaſſenen Aufträgen Folge zu leiſten, beibehalten 
wiſſen wollte. 

So würde von der Gemeinde nicht mehr verlangt, als dieſelbe 
mit eigenen Kräften beſorgen und durchführen kann. 

Die Joſefiniſche Kataſtral⸗ Gemeinde, deren Grenzen anfänglich 
behufs der auf Fatirung beruhenden Grundſteuereinhebung feſtgeſtellt 
wurden, welche auch heute noch dem Kataſter zu Grunde liegt, um⸗ 
ſchließt durchſchnittlich emen Ort ſammt den dazu gehörigen Grundſtücken. 

Sie iſt der unmittelbare Intereſſenkreis des Landmannes. Die 
Bewohner derſelben haben durch gegenſeitige Verwandtſchaft, Freund⸗ 
ſchaft und Nachbarſchaft das Bewußtſein der Zuſammengehörigkeit; was 


2. die Sorge für die Sicherheit der Perſon und des Eigenthums; über der Grenze iſt, iſt zwar bekannt, aber fremd. Meiſt hat eine ſolche 


Gemeinde auch ihr kleines Vermögen, ihren Gemeindewald, ihre Ge⸗ 
meindeweide ꝛc. 

Dieſe Gemeinde iſt es, welcher der Verfaſſer den obbezeichneten 
engeren Wirkungskreis übertragen möchte. 

Diejenigen Agenden wieder, 0 0 
gegenwärtigen ſelbſtſtändigen Wirkungskreis abgenommen wiſſen wollte, 
wären großen Gemeinden, reſpective den aus dieſen nach Analogie des 
Artikel XIX des Reichsgeſetzes vom 5. März 1862 auf ſechs Jahre 
zu wählenden Ausſchüſſen zu übergeben, welche im Stande ſind, das 
nöthige und ſähige Perſonale zu halten, deren Vorſteher ferner frei 
von den kleinlichen Einwirkungen der perſönlichen Intereſſen, der Ver⸗ 
wandtſchaft, Freundſchaft ꝛc., frei von aller Parteilichkeit fein, daher 
nicht gewählt, ſondern ernannt und zwar von der Regierung 
ernannt werden müßten. Die Ernennung dieſer Vorſteher von Seite 
der Regierung wäre ſerner damit begründet, daß die erwähnten Agen⸗ 
den, wenn man auch zugeſtehen muß, daß ſie das Intereſſe der Gemeinde 
zunächſt berühren, doch eigentlich im öffentlichen Intereſſe gelegen ſind, und 
daß die Strafgewalt, ſowie die Executivgewalt der Anſicht des Ver⸗ 
faſſers nach im Namen der Regierung und durch von ihr ernannte 
Organe gehandhabt werden muß. Dieſe beiden Gewalten müſſen nämlich 
unbedingt in die Hände von Perſonen gelegt werden, welche unpar⸗ 
teiiſch find, denen mehr an dem Rechte und der Gerechtigkeit, als an 
ihrer eigenen Beliebtheit gelegen iſt, welche die oberſte Staatsgewalt, 
nicht aber die Wähler im Rücken haben, und welche man im Disci⸗ 
plinarwege empfindlich ſtraſen kann, was alles bei Gewählten nicht der 
Fall iſt. 

Der weitere Intereſſenkreis, welchen ich den commerciellen nennen 
wollte, iſt der Gerichtsbezirk mit dem Sitze des Bezirksgerichtes als 
deſſen Centrum, dem Centrum der kleinen Welt des Landmannes. 
Dies iſt meiſtens der größte Ort des Bezirkes, der Marktplatz für 
diejenigen Dinge, welche man in der Gemeinde nicht zu kaufen bekommt; 
dort lernen ſich die Bezirksbewohner kennen, dort iſt das Gericht, wo 
über Mein und Dein, über die beleidigte Ehre Recht geſprochen wird, 
dort iſt der Notar, vor welchem die Verträge abgeſchloſſen werden, 
dort befindet ſich das Steueramt, wo ſämmtliche Bezirksbewohner ihre 
Abgaben entrichten. So entſteht ein gewiſſes Gefühl der Zuſammen⸗ 
gehörigkeit unter den Bewohnern eines Bezirkes, darüber hinaus kennt 
der Landmann aber nichts mehr; was außerhalb iſt, iſt fremd und 
unbekannt. 

Dieſen großen Gemeinden nun wäre der weitere polizeiliche 
Wirkungskreis zu übertragen. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Beſchränkung des freien Ermeſſens der politiſchen Behörden in 
Angelegenheit der Aufſtellung eines Mauthſchrankens. 


Ueber dieſe Frage hat ſich der k. k. Verwaltungsgerichtshof in 
der Begründung feiner ddo. 28. Jänner 1878, 3. 1740 erfloſſenen 
Eutſcheidung über die Beſchwerde der Gemeinde Villnöß, gegen die 
Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 1. Auguſt 1877, 
3 8557, betreffend die Verlegung des Villnöß'er Mauthſchrankens und 
die zeitweilige Mauthbegünſtigung für gewiſſe Gebietstheile der Gemeinden 
Theis und Gufidaun, in folgender Weiſe ausgeſprochen: 

„Die Gemeinde Villnöß beſtreitet in ihrer wider die Entſcheidung 
des k. k. Miniſteriums des Innern ddo. 1. Auguſt 1877 Nr. E. 
8557 angebrachten Beſchwerde die Geſetzmäßigkeit dieſer Entſcheidung in 
der zweifachen Richtung, daß a) die von der Gemeinde begehrte, von 
der k. k. Statthalterei im Principe genehmigte Verſetzung des Mauth⸗ 
ſchrankens behufs entſprechenderer Heranziehung ſämmtlicher Nutznießer 
der Straße zur Mauthentrichtung vom k. k. Miniſterium verſagt wird, 
und daß b) 

In erſtererer Beziehung beſtreitet das k. k. Miniſterium der 
Gemeinde Villnöß das Recht, beim k. k. Verwaltungsgerichtshofe 


Beſchwerde zu führen, weil die Verſetzung eines Mauthſchrankens den 
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zu entſcheiden berufen ſind. Die Unzuſtändigkeit des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes greift jedoch nach 8 3 lit. e des Geſetzes vom 22. October 
1875, Nr. 36 R. G. Bl. 1876, vorliegend nicht Platz. 

Denn wird erwogen, daß durch das Hoffanzleideeret vom 17. Mai 


welche ich der Gemeinde aus ihrem 1847, 3. 15.770 Prov. Geſ. Sammlg. für Tirol und Vorarlberg, 


B. 47, pag. 347 für die Regulirung der Privatwegmauth als 
Grundſatz, an welchen die Behörden ſich zu halten haben, ausge⸗ 
ſprochen worden iſt, „daß Privatmauthen die Koſten der Straßenher⸗ 
ſtellung und Erhaltung in der Art decken ſollen, daß der Inhaber der 
Privatmauth immerhin auch ſelbſt nach Maßgabe der eigenen Benützung 
der Straße zu jenen Koſten concurrire und letztere keineswegs im Wege 
der Privatmauth ganz allein auf die fremden Nutznießer der Straße 
überwälzt werden“, daß ſomit im Sinne dieſes geſetzlichen Grundſatzes 
eine Privatmauth ſo zu reguliren iſt, daß durch dieſelbe die Nutznießer 
der Straße, fremde wie die die Mauth innehabenden getroffen werden; 
wird ferner erwogen, daß nach einem weiteren geſetzlichen Grund⸗ 
ſatze die Mauthgebühr auf dem Schranken haftet (Hofkammerdecret vom 
11. kundgemacht in Tirol am 22. Jänner 1822, § 1, B. IX, S. 25, 
Prov. Gef. Smmlg.), fo iſt erſichtlich, daß das Ermeſſen der Behörden 
in Angelegenheit der Mauthſchranken inſoweit eingeſchränkt iſt, als 
für die Aufſtellung des Mauthſchrankens ſtets ein ſolcher Punkt zu 
wählen iſt, welcher die Wirkſamkeit des obigen Grundſatzes ſichert. 

Ob und inwieweit dies bei einem gegebenen oder neubegehrten 
Mautheinhebungspunkte zutrifft, iſt Thatfrage. 

Die vorliegenden Adminiſtrativacten bieten auch keinen Anhalts⸗ 
punkt dafür, daß auſ die der Gemeinde Villnöß bewilligte Mauth nach 
Maßgabe der bereits früher erfloſſenen behördlichen Entſcheidungen, jene 
geſetzlich feſtgeſtellten, übrigens aus dem rechtlichen Zwecke der Mauth 
ſchließenden Grundſätze ausnahmsweiſe etwa keine Anwendung zu finden 
hatten. Vielmehr laſſen dieſelben deutlich entnehmen, daß der Gemeinde 
aus dieſen Anläſſen keine Beſchränkungen auferlegt worden ſeien und 
daß die Bewilligung der Mauth die Vorausſetzung war, unter welcher 
die Gemeinde Villnöß zum Baue der Straße auf eigene Koſten ſich 
bereit erklärte, woraus im Hinblick auf die Beſtimmung des Hofdecretes 
vom 21. December 1820, B. 7, S. 5 Prov. Geſ. Sammlg., gefol⸗ 
gert werden muß, daß dieſelbe die Mauthausübung in vollem Umſange 
in Anſpruch zu nehmen und insbeſondere auch die Wahrnehmung des 
obigen Grundſatzes zu fordern berechtigt iſt. 

Die Gemeinde Villnöß begehrte nun die Verſetzung des Mauth⸗ 
ſchrankens von dem derzeitigen Aufſtellungsorte und die Beſtimmung 
eines neuen Einhebungspunktes eben darum, weil nach den derzeitigen 
Verkehrsverhältniſſen die Nutznießer gerade der koſtſpieligeren Strecke 


zu den Erbauungs⸗ und Erhaltungskoſten der Straße nichts beitragen, 


der gegenwärtige Standort der Mauth ſonach den obcitirten Grund⸗ 
ſätzen nicht entſpreche. 

Darüber, ob und inwieweit dieſe Ausführung der Gemeinde 
richtig und das hierauf baſirte Begehren geſetzlich ſei, ſollten, wie die 
Statthalterei⸗Entſcheidung darthut, die Erhebungen erſt gepflogen werden. 
Durch dieſe Erhebungen allein kann aber in's Klare geſtellt werden, ob 
und in wie weit die Adminiſtrativbehörden in vorgeſchriebener Feſt⸗ 
haltung der obigen Grundſätze auf das Begehren der Gemeinde Villnöß 
einzugehen, oder dasſelbe abzulehnen, geſetzlichen Anlaß haben. 

Hiernach iſt der vorliegende Thatbeſtand rückſichtlich des Begehrens 
der Gemeinde auf Verlegung des Mauthſchrankens in einem weſent⸗ 
lichen Punkte unvollſtändig und der Ergänzung bedürftig“. 


Frage der Beſtreitung der aus Anlaß der Angelobung des 
Gemeindevorſtandes anerlaufenen Commiſſionskoſten. Zu $ 2u 
der Gemeindeordnung für Salzburg. 


Ueber den Bericht der Gemeindevorſtehung St. vom 26. Juli 
1876, daß an dieſem Tage die Neuwahl der Gemeindevorſtehung vor⸗ 
genommen wurde und über das Geſuch der Gemeindevorſtehung um die 
ehethunlichſte Vornahme der Angelobung der neugewählten Gemeinde⸗ 
vorſtehung, ſowie um die Bekanntgabe der Zeit und des Ortes, an 
welchem das Handgelöbniß abgenommen werden wird, hat die 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Salzburg unterm 28. Juli 1876 der 
Gemeindevorſtehung bedeutet, daß der Gemeindevorſteher und die Gemeinde⸗ 
räthe nebſt den übrigen Gemeindeausſchüſſen zur Angelobung gemüß 
§ 24 G. O. Sonntags den 1. October 1876 bei der k. k. Bezirks⸗ 


Angelegenheit ſei, welche die Verwaltungsbehörden nach freiem Ermeſſen hauptmannſchaft zu erſcheinen haben. 


ER .— 


Hierüber hat die Gemeindevorſtehung mit Rückſicht darauf, daß | Wunſch der Gemeinde früher als fonft **), nämlich am 1. October 
für die Gemeinde, wenn ſämmtliche neugewählte Gemeindeausſchüſſe ſtattgefunden hat. Aus dieſem Grunde kann dem Recurſe der Gemeinde 
nach Salzburg gehen müßten, eine bedeutende Auslage von wenigſtens keine Folge gegeben werden.“ 

72 fl. erwachſen würde, gebeten, daß eine Commiſſion nach St. und Die Gemeindevorſtehung St. recurrirte nun gegen die beſagte 
dies wo möglich vor dem 1. October abgeordnet werden möge, und Entſcheidung der Landesregierung, inſoweit ſie hiemit zur Entrichtung 
hat ſich die Gemeindevorſtehung bereit erklärt, die Commiſſionskoſten der fraglichen Koſten verhalten wurde, an das Miniſterium. Sie berief 
zu vergüten. ſich in dieſem Recurſe darauf, daß bereits die Landesregierung anerkannt 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat hierauf mit Erlaß vom 14. Auguſt hat, daß die Koſten für die Angelobung der Mitglieder der Gemeinde⸗ 
1876 der Gemeindevorſtehung eröffnet, daß die Angelobung der neu- vorſtehung in der Regel vom Staatsſchatze zu tragen find. Sie habe 
gewählten Mitglieder der Gemeindevorſtehung am Sonntag den 1. Octo- zwar die Vergütung der in Rede ſtehenden Koſten zugeſichert, dies 
ber 1876, Mittags um 12 Uhr in der Gemeindekanzlei zu St. vorge geſchah aber nur vorſichtsweiſe und um ſich nicht ungegründet weigernd 
nommen, und daß hiezu ein Beamter der k. k. Bezirkshauptmannſchaft zu zeigen. Daraus könne aber noch nicht für die Gemeinde die Ver⸗ 
abgeordnet werden wird. N 5 0 von e werden, zu deren 

Die Angelobung fand am bezeichneten Tage ſtatt und wurde die Beſtreitung ſie geſetzlich nicht verpflichtet ſei. f 
Gemeindebonftehumng mit Erlaß der Vezirkshauptmannſchaft vom 2. Octo⸗ Das k k. Miniſterium des Innern entſchied unterm 3. April 
ber 1876 aufgefordert, die Commiſſionskoſten zu berichtigen. 1877, 8. 366 wie fo‘gt: 5 8 

. \ — „Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe der Gemeinde⸗ 

„Die Gemeindevorſtehung hat ſich hierüber au den Landesausſchuß vorſtehung St. gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung Folge zu geben 

mit der Bitte um Aufklärung gewendet, ob die Gemeinde mit Rücksicht und unter Behebung der berufenen Entſcheidung die Gemeinde von der 
darauf, daß weder in der Gemeinde- noch Gemeindewahlordnung eine 


h A N 5 Kun ? Zahlung dieſer Koſten freizuſprechen, weil gemäß des § 24 der 
Beſtimmung über die Beſtreitung ſolcher Koſten enthalten ſei, daß auch Gemeindeordnung und des h. ä Erlaſſes vom 11. Juni 1864, 
niemals bisher ſolche Koſten an die Bezirkshauptmannſchaft gezahlt 


a N > KEN 3. 4065/ M. J. die durch die Abnahme der Angelobung auflaufenden 
wurden und dieſelben vielmehr lediglich nur den Staatsſchatz treffen Reiſekoſteu vom Staatsſchatze zu tragen find, Somit die Bezirkshaupt⸗ 
ſollten, die Gemeinde zur Bezahlung der von der Bezirkshauptmann⸗ 


ſchaft geforderten Koſten verpflichtet ſei oder nicht? niannſchaft aus ihrem Reiſepauſchale dieſelben zu beſtreiten hat“. 


Der Landesausſchuß hat die Angelegenheit der Landesregierung 
zur competenten Entſcheidung mit dem Bemerken abgetreten, daß nach 
ſeiner Anſicht die fraglichen Koſten vom Staatsſchatze zu beſtreiten wären, 
da § 24 der Gemeindeordnung ausdrücklich verordnet, daß durch die 
Angelobung der Mitglieder der Gemeindevorſtehung für die Gemeinden 
keine neuen Auslagen erwachſen dürfen. 


Die Landesregierung hat nun unterm 21. November 1876 fol⸗ 


0 Die dreijährige Wahlperiode war erſt am 7. October desſelben Jahres 
abgelaufen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Landeshauptmann von Tirol Dr. Wilhelm 
1 5 5 8 von Boſſi⸗Fedrigotti den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

gende Entſcheidung hinausgegeben: Seine Majeſtät haben die Berufung des Generalconſuls⸗Stellvertreters 
„Aus dem Wortlaute des § 24 der Gemeindeordnung ), welcher und Commerzkanzlei⸗Directors bei der k. und k. Botſchaft in London, Miniſterial⸗ 


Heſti 6 ö 5 = 9 zude, rathes Dr. Karl Ritter von Scherzer zur Leitung des k. und k. Generalcon⸗ 
beſtimmt, daß die Angelobung des Gemeindevorſtehers und der Gemeinde⸗ fuleteärtn Reiki e bies esch uitg Wes et balr one Alt: @iverpoof Dr. 


räthe vor dem Vorſteher der Bezirksbehörde oder vor einem Abgeord⸗ Ferdinand Krapf Ritter von Liverhof als Generalconſuls⸗Stellvertreter nach 
neten desſelben in Gegenwart des Gemeindeausſchuſſes vorzunehmen ſei, London unter gleichzeitiger Ernennung desſelben zum Commerzkanzlei-Director 
und daß hiefür für die Gemeinde keine neuen Auslagen erwachſen dür- der genannten Botſchaft genehmigt. 


5 5 N K fe Seine Majeſtät haben dem Ingenieur Moriz Müller in Wien das 
feu, geht hervor, daß dieſe Angelobung der Vorſtände auswärtiger Nittertpeiz des Franz Jaſef Ordens Ferliehen; 


Gemeinden nicht am Sitze der Bezirkshauptmannſchaft vorzunehmen ſei Der Miniſter des Innern hat den Bauadjuncten Auguſtin Harpf zum 
und die Koſten hiefür in der Regel den Gemeinden nicht zur Laſt fallen Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Steiermark ernannt. 
dürfen. Mit den Erläſſen der Landesregierung vom 19. und 30. Juni Der Finanzminiſter hat den Kanzleiofficial des Finanzminiſteriums Rudolf 


1 M PER i 3e Pöſchl zum Hilfsämter⸗Directions⸗Adjuncten da ernannt. 
1864, 8. 150 / pr. und 923 pr. Wb ausdrücklich beſtimmt, daß die ee Ser nee hat die ee , Maßuxra, Franz 
Koſten für die Angelobung des Gemeindevorſtandes vom Staatsſchatze Satke, Johann Pamperl, Johann Hulek, Ludwig Iglauer, Jofef Chocholla, 
zu tragen find, weil dieſelbe im öffentlichen Intereſſe und vor dem Emanuel Wöllner, Karl Kübler, Eduard Kepelhofer und den Titular⸗ 
verſammelten Gemeindeausſchuſſe ſtattzufinden hat und letzterem wohl nz Johann Hauswirth zu Rechnungsräthen im Finanzminiſterium 
nicht zugemuthet werden kann, dieſerwegen ſich bei der oft weit ent⸗ 8 5 ae El 2 
fernten Bezirksbehörde einzufinden. Aus Vorſtehendem ergibt ſich als Sun in Tit e I tason. zum 
Regel, daß die Reiſekoſten für die Angelobung der Mitglieder des Der Miniſter für Eultus und Unterricht hat den Miniſterialconcipiſten 
Gemeindevorſtandes vom Staate, beziehungsweiſe aus dem an die Stelle | Dr. Karl Zeller zum Miniſterial-Viceſeeretär ernannt. 
des ehemaligen Reiſekoſtenverlages getretenen Reiſepauſchale zu tragen | —ũꝛwͥ — 
ſind, u. zw. ſelbſt dann, wenn einzelne Gemeinden um die Vornahme 
der Angelobung in der Gemeinde ausdrücklich anſuchen, da ſie hiezu Erledigungen. 
ein Recht haben, wobei jedoch die Beſtimmung des Zeitpunktes derſelben Rechnungsofficialsſtelle im Rechnungsdepartement der Czernowitzer Landes⸗ 
der Bezirkshauptmannſchaft uberlaſſen bleibt. Da jedoch die Gemeinde- regierung mit der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Aſſiſtentenſtelle mit der 
vorſtehung St. nicht nur um die Vornahme der Angelobung überhaupt, fon- eilften N: = u nl 3 g 
dern auch ſpeciell darum anſuchte, daß dieſelbe, wenn möglich, vor dem (Amtsbl. Nr. 107 piabennibenftefen in Gaz e 
1. October d. J. anberaumt werde und ſich ausdrücklich zur Vergütung Polizeiconcipiſtenſtelle bei der k. k. Polizeidirection in Trieſt mit der 
der betreffenden Koſten bereit erklärte, ſo erſcheint die Verpflichtung zehnten Rangsclaſſe, eventuell ‚eine Conceptsprakticantenſtelle mit dem Adjutum 
derſelben zum Erſatze dieſer Koſten in ihrer eigenen rechtsverbindlichen jährlicher 500 fl., bis 1. Juni. Amtsbl. Nr. 107). 


fs . 5 0 5 Zollamtscontrolorsſtelle bei dem Hauptzollamte am Bahnhofe in Bairiſch⸗ 
Erklärung, ſowie in dem Umſtande begründet, daß die Angelobung auf Simbach, daun die Zollamtscontrolorsſtelle beim Hauptzollamte in Wels, ferner 


eine Zollamtsofficialsſtelle bei den Zollämtern in Ober⸗Oeſterreich, ſämmtliche 
. Dienftpoften in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell andere Zollbedienſtungen der 
) Der 8 24 der Gemeindeordnung für Salzburg lautet: zehnten oder eilſten Rangsclaſſe gegen Caution, bis 6. Junt. (Amtsbl. Nr. 109). 
! „Der Gemeindevorſteher und die Gemeinderäthe haben bei dem Antritte 
iet n und Gehorſam dem Kaiſer, 55 550 a der Geſetze und 70 
gewiſſenhafte Erfüllung ihrer Pflichten in die Hände des Vorſtehers der Bezirks⸗ f 
behörde oder eines Abgeordneten desſelben in Gegenwart des Gemeindeausſchuſſes 3 Hiezu als Beilage: Bogen 9 u. 10 der Er⸗ 


an Eidesſtatt zu geloben, jedoch darf dadurch für die Gemeinde keine £ 1 1 
5 enntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


neue Auslage erwachſen.“ 
Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


